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• Welche Funktionen erfüllt die
Kriegsmedizin ?

• Was wird aktuell bezüglich der
Militarisierung des Gesundheitswesens
diskutiert?

• Wie wird diese praktisch umgesetzt?

• Was bedeutet das für Patient*innen und
Beschäftigte im Gesundheits-wesen?

• Widerstand??
Text ändern: Ansicht Kopf- und

Fußzeile



Katastrophen- und Kriegstüchtig

„Wir müssen kriegstüchtig werden – wir müssen
wehrhaft sein und die Bundeswehr und die
Gesellschaft dafür aufstellen.“
(Bundesverteidigungsminister Boris Pistorius 29.10.2023)

„Wir müssen bis 2029 kriegstüchtig sein.“
(Bundesverteidigungsminister Boris Pistorius 05.06.2024)

Deutschland muss sich „für große Katastrophen
und militärische Konflikte besser aufstellen.“
(Pressemitteilung des BMG 02.03.2024)



Gesundheitsversorgung so wichtig
wie die Bundeswehr

Es gehe um nichts weniger als darum, das gesamte
Gesundheitssystem auf alle Arten von Krisen vorzu-
bereiten – auch auf kriegerische Angriffe aller Art:
„Denn eine intakte Gesundheitsversorgung ist für die
Verteidigung eines Landes ebenso wichtig wie die
Bundeswehr.“

(Judith Gerlach, CSU, Gesundheitsministerin von
Bayern im DÄB vom 17.03.2025)





Ergebnis Sichtungs-Konsenskonferenz



Dokumente

Operationsplan Deutschland (OPLAN DEU) (2022) hg. von
Bundeswehr, konkretisiert die militärischen Maßnahmen und
Strukturen

Nationale Sicherheitsstrategie (06/2023) ist das Dachdoku-
ment, das die übergeordnete Ziele der Bundesregierung und
Leitlinien vorgibt

Rahmenrichtlinie Gesamtverteidigung (BMI) (06/2024)
regelt die zivilen Aspekte (Bevölkerungsschutz, Katastro-
phenhilfe, Versorgung, Verkehr und Kommunikation) und
stellt die Zusammenarbeit mit dem militärischen Bereich
sicher



„Die ZMZ soll im Rahmen der neuen
sicherheits-politischen Realität erwei-
tert werden, da der Schwerpunkt seit
dem Kalten Krieg auf Katastrophen-
hilfe und Amtshilfe lag. Die veränder-
te Bedrohungslage erfordert nun eine
stärkere Ausrichtung auf die Resilienz
gegenüber hybriden Bedrohungen und
die Ausrichtung auf die Landes- und
Bündnisverteidigung. Dieses GRÜN-
BUCH zeigt dringende Handlungserfor-
dernisse auf, beschränkt sich dabei auf
ausgewählte Bereiche und konzen-
triert sich auf den Bereich der Vorbe-
reitung von Landes- und Bündnisver-
teidigung. Ziel ist es, ausgehend von
Szenarien, erste wichtige Aspekte
dieser großen gesamtstaatlichen
Aufgabe der ZMZ zu beleuchten.“



Zivil-militärische Zusammenarbeit

Die hybride Kriegsführung Russlands und die Einfluss-
nahme anderer Staaten auf Deutschland erfordern ein
Umdenken in der Sicherheits- und Außenpolitik. Bevöl-
kerung, politische Entscheidungsträger und Verwaltung
müssen koordiniert und entschlossen reagieren.

Das erfordert, Schwächen zu adressieren, die Resilienz
auf allen Ebenen zu stärken und die Prinzipien einer re-
gelbasierten internationalen Ordnung zu verteidigen.
Nur so kann verhindert werden, dass autoritäre
Akteure wie Russland ihre Strategien erfolgreich
weiterführen.

Quelle: GRÜNBUCH ZMZ 4.0



Zivil-militärische Zusammenarbeit

Die Hoffnung auf einen lange währenden
Frieden in Europa sind 2014 bereits ins
Wanken geraten und spätestens mit dem
russischen Agieren im Februar 2022
erloschen.

Anders als im Kalten Krieg der 1970er und
1980er Jahre ist Deutschland kein
Frontstaat mehr, sondern wird seine Rolle
als Drehscheibe finden und beweisen

müssen.



Kritische Infrastrukturen KRITIS

In einer zunehmend vernetzten und
komplexen Welt sind der Schutz und die
Aufrechterhaltung Kritischer
Infrastrukturen für das reibungslose
Funktionieren unserer Gesellschaft von
essen-zieller Bedeutung.

KRITIS sind das Rückgrat moderner
Staaten. Ihre Störung oder Zerstörung
kann weitreichende Folgen haben, die das
öffentliche Leben, die Wirtschaft und die

Sicherheit gefährden.



Kritische Infrastrukturen

Quelle: GRÜNBUCH ZMZ 4.0



„Hybride Bedrohungslage“

„Die aktuelle Bedrohungslage zeigt, die
Frie-densdividende ist nun endgültig
aufgebraucht.

Wir befinden uns zwar noch nicht im Krieg,
aber wir befinden uns auch schon lange
nicht mehr im Frieden. Wir befinden uns in
einer Phase da-zwischen, einer
sogenannten Grauzone, charak-terisiert
durch einen Nebel hybrider Taktiken.“

Der Generalinspekteur der Bundeswehr
kündigt die Notwendigkeit, „innerhalb von
fünf Jahren kriegstüchtig werden zu



„Hybride Bedrohungslage“

Quelle: GRÜNBUCH ZMZ 4.0





Drehscheibe Deutschland im OPLAN

Der OPLAN DEU ist ein geheimes, hoch adaptives
Dokument, das stetig weiterentwickelt wird. Es
umfasst den Einsatz der Bundeswehr in
Deutschland in Frieden, Krise und Krieg und
damit die Bandbreite von Heimat-schutz bis zur
Nationalen Territorialen Verteidigung.

Die wesentliche Aufgabe Deutschlands im
Bündnis-kontext besteht darin, den geplanten
Aufmarsch und die Versorgung verbündeter und
eigener Streitkräfte, insbesondere durch Host
Nation Support (HNS), als „Drehscheibe
Deutschland“ sicherzustellen.

Quelle: GRÜNBUCH ZMZ 4.0







Bedarfe der Bundeswehr

Die im Falle einer militärischen Eskalation in Form von
Kampf-handlungen darüber hinaus entstehenden
Bedarfe der Bundes-wehr sind der Zeitschrift
Wehrmedizin und Wehrpharmazie (2/2023), Kohl M et al.
S 38 ff.) zu entnehmen.

Danach ist mit bis zu 1.000 Patientinnen und Patienten
pro Tag zu rechnen, von denen 33,6% intensivpflichtig,
22% vermehrt pflegebedürftig und 44,4 % leichter verletzt
sind.

Die Bettenzahl wäre auf militärischer Ebene innerhalb
von 48 Stunden ausgeschöpft. Innerhalb von zwei Tagen
müssten verletzte Soldaten also auch in zivilen
Krankenhäusern und Kliniken behandelt werden.

Quelle: GRÜNBUCH ZMZ 4.0



Bedarfe der Bundeswehr

Gesamtverteidigung als Aufgabe der
Zivilgesellschaft und der Bundeswehr bedeutet für
alle Akteure im Gesundheits-wesen, ihren Beitrag zu
leisten und am Bedarf der Streitkräfte zu planen, so
dass eine Umsetzung notwendiger Maßnahmen im
Bedarfsfall unmittelbar erfolgen kann.

Akteure des Gesundheitswesens im Sinne dieser
Ausfüh-rungen sind beispielsweise
Hilfsorganisationen im Katastro-phenschutz und
Rettungsdienst, ambulante Versorgungs-
einrichtungen, Apotheken, Arztpraxen oder die
Kassen-ärztlichen Vereinigungen, Gesundheitsämter,
Kranken-häuser und Rehabilitationseinrichtungen.

Quelle: GRÜNBUCH ZMZ 4.0



Bedarfe der Bundeswehr

Es brauche ein belastbares Netzwerk sowie
neue rechtliche Rahmenbedingungen für die
Zusam-menarbeit zwischen den
Bundeswehrkliniken, den
berufsgenossenschaftlichen Kliniken, den
Unikliniken und den über 660 Kliniken des Trau-
ma Netzwerkes Deutschland.

Neben den zu erwartenden physischen Verlet-
zungen … ist auch von einem erhöhten Bedarf
an psychischen Behandlungskapazitäten
auszugehen.

Quelle: GRÜNBUCH ZMZ 4.0



Bedarfe der Bundeswehr

Eine rechtliche Besonderheit stellen die
Hilfsorganisationen dar, die im „Gesetz über das
Deutsche Rote Kreuz und andere frei-willige
Hilfsgesellschaften“ (2008) genannt sind. Dabei gilt, dass
das DRK den Sanitätsdienst der Bundeswehr im Sinne
des Arti-kels 26 des I. Genfer Abkommens unter-stützt
und Johanniter Unfallhilfe (JUH) und Malteser Hilfs-
dienst (MHD) zur Unter-stützung des Sanitätsdienstes
ermächtigt werden.

Die Konkretisierung der Aufgaben und der
Rahmenbedingungen zu deren Erfüllung sind auch für
die vorgenannten Hilfsorgani-sationen bisher jedoch
nicht erfolgt.

So fehlt es an der Unterstellung unter die militärischen
Gesetze und Verordnungen sowie an der nötigen
Notifikation für die Einsatzkräfte der Hilfsorganisationen,
die im Sanitätsdienst der Bundeswehr mitwirken.



Aufwuchsfähigkeit

Übergabeorte der Patienten (Bahnhöfe/Flughäfen) sind in
die Er-fassung Kritischer Infrastrukturen (KRITIS) und die
Liste „Objekte besonderer Bedeutung“ aufzunehmen und
vor Sabotageakten und Angriffen zu schützen.

Die weitere Planung und Umsetzung sowie die
Aufwuchsfähigkeit der Strukturen muss im Rahmen der
Gesetzgebung zur Gesund-heitssicherstellung und in der
Gesetzgebung zu Gesundheitsre-formen erfolgen.

Im Hinblick auf Rehabilitation scheint Deutschland mit
mehr als 1.000 Reha-Einrichtungen zunächst gut
aufgestellt. Allerdings sind diese hinsichtlich ihres
Leistungsangebotes auf den alltäglichen Bedarf der
Bevölkerung ausgerichtet und nicht auf die speziellen
Anforderungen, die aus Verletzungsmustern verwundeter
Soldatinnen und Soldaten resultieren.
Quelle: GRÜNBUCH ZMZ 4.0



Priorisierung Militär / Zivilbevölkerung

Für die Versorgung einer großen Anzahl
Verletzter wird zwingend auf zivile
Versorgungsstrukturen zurückge-griffen werden.
Diese sind bereits aktuell sehr be-
beziehungsweise überlastet. In der aktuell
diskutierten Reform der Notfallversorgung ist
eine Ausrichtung des Systems auf zusätzliche
Patienten aus einem bewaffneten Konflikt nicht
vorgesehen.

Eine öffentliche Diskussion über eine daraus
folgende Reduzierung des Versorgungsniveaus
findet nicht statt, die Bevölkerung ist auf diese
nötige Priorisierung nicht ausreichend
vorbereitet.



Priorisierung Militär / Zivilbevölkerung

Soweit Umsetzungen und Maßnahmen
gewählt werden, die zu einer Einschränkung
des Versor-gungsniveaus führen oder die
Qualität der medizinischen Versorgung
absenken, ist eine Kommunikationsstrategie
erforderlich, die die Maßnahmen der
Bevölkerung erklären und das
Gesundheitssystem durch
Fehlinanspruchnahme nicht zusätzlich
belasten…

Durch die Bundeswehr gilt es zu definieren,
welche konkreten Bedarfe … entstehen.







Operation Mindset





Krieg üben



Kriegs-Chirurgie üben

„Während man aktuell stumpfe Verletzungen wie
Unfalltraumata nach Autounfällen behandle, geht es
dann darum, abgerissene Gliedmaßen, offene Bauch-
höhlen oder die Auswirkungen von Explosionen zu
versorgen. Aktuell gebe es in Deutschland rund 6.600
Ärzte, die hierauf spezialisiert sind – dank teurer
Spezialkurse, die teils selbstfinanziert sind …

Wir brauchen alles in allem etwa 480 Millionen Euro für
Fortbildung, Material, Personal und Übungen“.

(Richard Hill: Chirurgen-Treff: „Mehr abgerissene Gliedmaßen“, in: DocCheck)





Operation Mindset



Forderungen der Bundeswehr an
die Zivilgesellschaft:

 Zugriff auf Beschäftigte im
zivilen Gesundheitswesen

Zugriff auf die Infrastruktur und
Ressourcen des zivilen
Gesundheits-wesens

Mitsprache bei der Planung

(z. B. Krankenhäuser)

Bevorzugter Zugriff bei der
Weiterbildung

 u. v. a. m.



Priorisierung Militär / Zivilbevölkerung

Nach der Theorie folgt die Umsetzung:

Berliner Rahmenplan für die Zivile Verteidigung
Berliner

Krankenhäuser 1.0.

Erstellt von Senatsverwaltung Berlin für
Wissenschaft, Gesundheit und Pflege in
Kooperation mit Bundeswehr, Berliner
Krankenhausgesellschaft sowie 12 Kranken-
häusern

Keine offizielle Veröffentlichung nur vage
Informationen

Geleakte Version veröffentlicht bei



Priorisierung Militär / Zivilbevölkerung

• die Erwägung von so genannter umgekehrter
Triage

• eine offene Diskussion über das Sterbenlassen
„Schwerstverletzter bzw. so genannter
hoffnungsloser“ Patient*innen

• eine Umstellung von „Individualmedizin auf
Katastrophenmedizin“ mit der Folge, dass
Interessen Dritter (z.B. des Militärs) über das
Wohl der Patient*innen gestellt würden

Quelle:
https://fragdenstaat.de/dokumente/273086-rahmenplan-zvkh-berlin/



Priorisierung Militär / Zivilbevölkerung

• die Benennung von akut erkrankten
Menschen aus Pflegeeinrichtungen als
Störfaktoren in der Notaufnahme

• die Erwägung der Einstellung medizinisch
notwendiger elektiver Eingriffe

• die Abgabe weitreichender Befugnisse in
Krankenhäusern an Behörden und Militär

• eine maximale und unrealistische
Personalrekrutierung u.a. durch
Datenschutzabbau im Krankenhaus Quelle:

https://fragdenstaat.de/dokumente/273086-rahmenplan-zvkh-berlin/



Zugriff auf medizinisches Personal

Grundlage: Gesetz über das Rote Kreuz und andere freiwillige Hilfsgesellschaften im
Sinne der Genfer Rotkreuz-Abkommen (DRK-Gesetz)

§ 2.1 „die Unterstützung des Sanitätsdienstes der Bundeswehr im Sinne

des Artikels 26 des I. Genfer Abkommens …“

§ 5 „Die Johanniter-Unfall-Hilfe e.V. und der Malteser Hilfsdienst e.V.

sind zur Unterstützung des Sanitätsdienstes ermächtigt.“

Kommentar: ASB wird nicht erwähnt. Johanniter und Malteser fordern den selben
Status wie das DRK zu erhalten. „Grünbuch“ fordert die Einbeziehung von ASB, DLRG,
Feuerwehren et.



Gesundheitssicherstellungsgesetz

„…dass viele Strukturreformen liegen geblieben sind. Dazu zählt
auch ein Gesundheitssicherstellungsgesetz, an dem wir derzeit
im Hintergrund arbeiten. Wir sind auf den Katastrophenfall, aber
auch auf den Bündnisfall nicht ausreichend vorbereitet. Dazu
zählen zum Beispiel die Koordination von Aufgaben, die Vorhal-
tung von bestimmten Kapazitäten, Antidoten für bestimmte
Krebsmittel, die Verteilung von Patienten im Ernstfall, Bereit-
schaften von Zivilen, also Kräften in der Ärzteschaft, für den
Bündnisfall oder den Verteidigungsfall. Vieles muss getan
werden. Wir arbeiten daran, und Sie können davon ausgehen,
dass wir in den nächsten Wochen die Arbeit zu Ende bringen
werden und dem Deutschen Bundestag dann ein entsprechen-
des Gesetz zur Beratung vorlegen werden.“
(Bundesgesundheitsminister Lauterbach am 16.10.2024)

https://www.bundesgesundheitsministerium.de/presse/reden/regierungsbefragung-16-10-24.html



Konflikte mit der Gesundheitspolitik

Generaloberst Hoffmann vom Zentralen Sanitätsdienst
der Bundeswehr: Lauterbach solle in seiner Reform die
sicherheitspolitischen Herausforderungen mitberück-
sichtigen und im Sinne eines „gesamtstaatlichen
Ansatzes“ Wege finden, um stellenweise Bettenkapazi-
täten zu erhalten, so der Generaloberststabarzt.

Er sehe in Nachbarländern, in denen der Prozess der
Effizienzsteigerung bereits durchlaufen sei, „keinerlei
Reserven“ mehr, 100 Prozent der Betten seien
planerisch belegt.

https://www.welt.de/politik/deutschland/article253951138/Katastrophenfall-1000-Patienten-mehr-pro-Tag-das-Kriegsszenario-fuers-

Gesundheitswesen.html



Was bedeutet das für uns?

• Mittelverschiebung auf Krisenvorsorge, damit

Ressourcenmangel im Gesundheitswesen

• Reduktion der Regelversorgung mit der Folge

– Erhöhter Sterblichkeit

– Schlechterer Prognose

– Mehr Langzeitfolgen von Erkrankungen

….

Text ändern: Ansicht Kopf- und
Fußzeile



Folgen für die Lohnabhängigen im Gesundheitswesen:

• Verschärfung des Arbeits- und Lohndrucks

• Massive Eingriffe in die Berufsfreiheit (ärztl.

Berufsordnung), Mitbestimmungsrechte,

Tarifautonomie etc.

• Schleichende Einbeziehung in zivil-

militärische Kooperationen

• Erosion ziviler fachlicher Ethik und Standards.

• Risiko selbst zum Ziel militärischer Angriffe

zu werden.



llll

Frankfurter Erklärung
1982:
„Ich halte alle Maßnahmen und
Vorkehrungen für gefährlich, die auf
das Verhalten im Kriegsfall
vorbereiten sollen. Ich lehne deshalb
als Arzt jede Schulung oder
Fortbildung in Kriegsmedizin ab und
werde mich daran nicht beteiligen.
Das ändert nichts an meiner
Verpflichtung und Bereitschaft, in
allen Notfällen medizinischer Art
meine Hilfe zur Verfügung zu stellen
…“












